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Politische Neutralitat vs. politische
Normativitat in der politischen Bildung

Die Verdnderung politischer Offentlichkeit durch
Denunziationsplattformen im Internet

Gudrun Hentges und Bettina Losch

Diskriminierende, rassistische, antisemitische und sexistische AuBerungen wurden
im offentlichen Raum in der letzten Zeit wieder verstirkt verlautbart. Die mod-
ernen Informationstechnologien und die damit einhergehenden Mdglichkeiten der
Kommunikation (Social Media, YouTube, Instagram, Messengerdienste) schaf-
fen neue Moglichkeiten, um Einstellungen und Meinungen zirkulieren zu lassen,
ohne die eigene Identitit offen legen zu miissen. Dies mindert die Hemmschwelle
zur Verbreitung von Hate Speech im Internet, sodass Hass im Netz einen unver-
gleichlich grofleren Rezipientenkreis erreicht als dies frither liber traditionelle
Printmedien jemals moglich war.

Aber nicht nur digitale Medien haben zu einer Diskursverschiebung nach
rechts beigetragen: Geschichtsrevisionistische Positionen, die heftigen Angriffe
gegen Political Correctness oder auch die Publikation von Thilo Sarrazin Deutsch-
land schafft sich ab im Jahr 2010 haben zu der Haltung ,,.Das wird man ja noch
sagen diirfen* beigetragen. Damit erweiterte sich das Spektrum des Sagbaren
durch verletzende, diskriminierende und gewaltsame Formen.! Nicht zuletzt hat

1Zu beobachten ist auerdem eine generelle Verstirkung von Autoritarismus in Gesellschaft
und Staatlichkeit (Karakayali et al. 2017; Decker und Brihler 2018; Schaffar 2019).
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die Partei Alternative fiir Deutschland (AfD), die in allen Landtagen und im
Deutschen Bundestag vertreten ist und dort neben antidemokratischen Positio-
nen auch offen und explizit rassistische Positionen vertritt, mageblich zu dieser
Verdnderung der 6ffentlichen Auseinandersetzung beigetragen (Butterwegge et al.
2019).

Die (politische) Bildungsarbeit bleibt von diesen Entwicklungen nicht
unberiihrt. Politische Bildner*innen und Lehrkrifte fragen sich, wie sie sich
gegeniiber demokratiefeindlichen, diskriminierenden, rassistischen, antisemitis-
chen oder rechtsextremen Positionen verhalten sollen, vor allem dann, wenn
sie von Vertreter*innen demokratisch gewéhlter Parteien gedufert werden? Es
herrscht derzeit einige Unsicherheit dariiber vor, ob Bildung politisch ,,neutral®
sein miisse. Oder muss sich Politische Bildung nicht vielmehr normativ im Sinne
von Menschen- und Grundrechten positionieren (Cremer 2019; Losch 2019)?
Welche Kritik ist in Seminaren der Jugend- und Erwachsenenbildung und im
schulischen Unterricht erlaubt oder gar geboten? Wie kann auf der Basis kritischer
Urteilsbildung politische Handlungsfihigkeit erlangt werden?

Entfacht wurde die um sich greifende Verunsicherung in der Bildungsarbeit
durch etliche Aktivititen der AfD. Nachdem die Partei in den Jahren nach 2015
thematisch vor allem die Fluchtmigration und Fragen der inneren Sicherheit
fokussierte, konzentriert sie sich seit 2018 verstérkt auf die Bereiche der Zivilge-
sellschaft und Kultur (Kiippers et al. 2019), der Antidiskriminierungsarbeit und
auch der politischen Bildung (Sturm 2019).

Sie stellt im Bundestag und in den Landtagen Kleine und Groe Anfragen, um
die Finanzierung von politischer Bildung und von Demokratieférderprogrammen
zu hinterfragen oder gar zu attackieren. Sie greift in wissenschaftliche Projekte
und Kooperationen zwischen Universitdten und Schulen ein, wenn sie vermutet,
dass hier eine kritische Auseinandersetzung mit den Positionen der AfD stattfinde
(Moll 2018).

Ein gewichtiger Anstol zur Verunsicherung in der Bildungsarbeit lieferte
die im Herbst 2018 von der AfD-Fraktion in der Hamburgischen Biirgerschaft
— gefolgt von weiteren Bundesldndern — eingerichtete Internetplattform ,,Neu-
trale Schulen®. Mit diesen Plattformen sollen Schiiler*innen (auch Eltern oder
Lehrkrifte) dazu aufgerufen werden, Lehrer*innen zu melden und zu denunzieren,
wenn sich diese kritisch gegeniiber Aussagen, Inhalten und Personen der AfD
duBern. Die AfD will mit diesen Portalen dariiber hinaus eine rechtliche Beratung
anbieten und behauptet, der ,,Beutelsbacher Konsens* (BK) schreibe ein poli-
tisches Neutralitidtsgebot vor. Dieser hat jedoch weder (verfassungs-)rechtliche
Geltung — wie das Grundgesetz oder die Menschenrechte — noch impliziert er ein
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Neutralitdtsgebot. Anders als auf der Internetseite behauptet, sucht man auBer-
dem vergeblich nach dem Begriff ,,politische Neutralitit“ im Grundgesetz, denn
auch dieses kennt kein Neutralititsgebot. Lediglich staatliche Institutionen im
engeren Sinne (d. h. Amtstrdger, Ministerien und Behorden) sind — insbeson-
dere in bestimmten Kontexten wie Wahlkampfzeiten — dazu verpflichtet, eine
»Chancengleichheit der Parteien” sicher zu stellen. Aber auch daraus lisst sich
kein Neutralitdtsgebot fiir die politische Bildung und den Unterricht ableiten
(Hufen 2019b; Eckertz 2019). Dennoch bewirkte die AfD mit ihren Melde- und
Denunziationsplattformen ein Klima der Verdngstigung und Beunruhigung.

Sie legitimiert ihr Vorgehen damit, denjenigen die Angst zu nehmen und das
Recht zu geben, die sich bislang nicht trauten, solche Vergehen zu melden bzw.
die eigene Meinung zu duBlern und sieht in ihrem Vorgehen einen Beitrag im
Kampf um freie MeinungsduB3erung. Gleichzeitig provozierte sie auch zahlreiche
Gegenreaktionen, die von rechtlichen und inhaltlichen Stellungnahmen, bis hin
zu kreativen Aktionen von Lehrer*innen und Schiiler*innen reichten. Auf der
einen Seite ist vielfiltiger Protest gegen die Praxis der AfD zu vernehmen. Zugle-
ich bewirken diese Portale und das Auftreten der AfD im Internet eine weitere
Diskursverschiebung und somit eine Verdnderung des offentlichen Raums.

Unsere Ausgangsthese zur Analyse der Auswirkungen fiir die politische Bil-
dung ist, dass diese Meldeplattformen und der damit einhergehende Anspruch
sachlich korrekter rechtlicher Beratung eine besondere Form der Beeinflussung
der politischen Offentlichkeit und Meinungsbildung darstellen. Sie verindern
demokratische Werte, dienen der Denunziation und Diffamierung, verletzen den
Schulfrieden sowie Personlichkeitsrechte und konnen in diesem Sinne unserer
Auffassung nach auch als spezifische Formen von Hate Speech eingeordnet
werden.”

Eine zweite These ist, dass die Behauptung der AfD, (politische) Bildung
miisse neutral sein, nur deshalb eine derartige Wirkméchtigkeit entfalten kon-
nte, da sie eingebettet ist in einen groferen Diskurs zur politischen Neutralitit,
der das Verhiltnis von Staatlichkeit und politischer Bildung betrifft und somit
die Frage der (Un-)Abhingigkeit einer demokratisch ausgerichteten politischen

2Vorbild dieser AfD-Online-Meldeportale kénnte die Ende 2011 in den Niederlanden von
der Partij voor de Vrijheid (PVV) lancierte Meldeplattform sein. Die Partei von Geerd
Wilders forderte Biirger*innen dazu auf, sich iiber vermeintlich von Einwanderern verur-
sachte Missstinde zu beschweren. Dazu zéhlte nicht nur die Konkurrenz um Arbeitsplétze und
die befiirchtete Verdriangung von Niederldnder*innen auf dem Arbeitsmarkt, sondern es ging
auch um ,,Falschparken®, ,,,Vermiillung* oder um den Alkoholkonsum in der Offentlichkeit.
Dieses PVV-Meldeportal zur Denunziation von Personen wurde international rezipiert und
stie} auf vehemente Kritik (vgl. Krause 2014a, b).
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Bildung beriihrt. In einem ersten Schritt wollen wir diesen Diskurs nachzeichnen
und aufzeigen, warum sich in der Gesamtbetrachtung eine demokratiegefihrdende
Gemengelage ergibt. In einem zweiten Schritt zeigen wir anhand von Praxis-
beispielen (der jeweiligen Landesverbinde und Fraktionen) der AfD auf, wie sie
konkret vorgeht und welche Auswirkungen dies hat. Hierbei stellt sich auch die
Frage, in welcher Tradition diese Portale stehen, welche Beziige es z. B. zur
Praxis des ,,Radikalenerlasses” in Deutschland aus den 1970er Jahren gibt? Der
dritte Abschnitt widmet sich den Reaktionen auf die Praxis der AfD. Abgerundet
wird unser Beitrag durch die Frage, welche Konsequenzen aus all dem zu ziehen
sind.

1 Parlamentarische Anfragen und
Onlinemeldeplattformen als Mittel im Kulturkampf
um die politische Bildung

Die AfD stellt in ihrer parlamentarischen Praxis im Deutschen Bundestag und
in den Landtagen die politische Bildung grundsitzlich infrage, indem sie den
Vorwurf erhebt, dass diese — schulisch oder auBerschulisch — in einem hohen
MaBe geprigt sei durch linke Indoktrination und Verletzung des Neutralititsge-
botes. In insgesamt 319 Kleinen und Groflen Anfragen (Stand: 15. Oktober 2019)
befasste sich die AfD in den Landtagen und im Bundestag mit der schulischen und
auBerschulischen politischen Bildung, Demokratieforderung, Pridventionsarbeit
etc.

In diesen Anfragen, die als Bundestags- oder Landtagsdrucksachen eine weite
Verbreitung erfahren, finden sich Vorwiirfe und Unterstellungen, ebenso in den
Reden, die im Bundestag oder in den Landtagen gehalten werden, oder auch in
Pressemitteilungen und sonstigen Publikationen. Erwihnt wird die politische Bil-
dung im Grundsatzprogramm der AfD lediglich an einer einzigen Stelle. Hier
heifit es im Kapitel ,,Demokratie und Grundwerte* (Alternative fiir Deutschland
[AfD] 2016, S. 14-15): Spitestens seit den Vertragen von Schengen (1985), Maas-
tricht (1992) und Lissabon (2007) habe sich die ,,unantastbare Volkssouverinitit*,
die eigentlich als Fundament unseres Staates fungieren solle, als Fiktion heraus-
gestellt. Nicht die ,,unantastbare Volkssouverénitit“ habe die politische Macht
inne; es habe sich vielmehr eine ,.kleine, machtvolle, politische Fiihrungsgruppe
innerhalb der Parteien® etabliert. Diese habe klandestin die Rolle des ,,heimlichen
Souverins* iibernommen und sei fiir die Fehlentwicklungen verantwortlich. Diese
»politische Klasse von Berufspolitikern* sei nur daran interessiert, ihre Macht,
ihren Status, ihr materielles Wohlergehen zu sichern. Es handele sich um ein
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»politisches Kartell, das die Schalthebel der staatlichen Macht, soweit diese nicht
an die EU iibertragen worden ist, die gesamte politische Bildung und grofle Teile
der Versorgung der Bevolkerung mit politischen Informationen in (ihren) Hénden
hat.” Lediglich das ,,Staatsvolk der Bundesrepublik Deutschland* sei dazu in der
Lage, einen solchen unhaltbaren und illegitimen Zustand zu beenden (AfD 2016,
S. 15).

In dieser Passage kommen sehr deutlich die verschworungstheoretischen Phan-
tasien der AfD zum Ausdruck. Hier — wie auch in anderen Passagen der
Programmatik — wird erkennbar, dass der Prozess der europdischen Integra-
tion mit den Meilensteinen Schengen, Maastricht, Lissabon als Siindenfall der
Geschichte betrachtet wird. Die Ubertragung nationalstaatlicher Souverinitit auf
supranationale Organisationen (EU-Kommission) ist aus Sicht der AfD nicht nur
der Beginn der okonomischen, politischen, sozialen und kulturellen Dekadenz
Deutschlands. Der Prozess der europdischen Integration fiihrt — folgt man der
Logik der AfD — auch dazu, dass die politische Bildung nur noch ein Instrument
in den Hénden der ,,politischen Klasse von Berufspolitikern® sei. In Ubereinstim-
mung damit hat die AfD (in den Parlamenten) der (formalen und non-formalen)
politischen Bildung den Kampf angesagt, der im Zeichen der Digitalisierung auch
mittels Onlineplattformen im Netz ausgetragen wird.

1.1 AfD und die Bezugnahme auf den Beutelsbacher
Konsens

In 54 Kleinen und GroBlen Anfragen (Stand 15. Oktober 2019) fungiert der
sogenannte Beutelsbacher Konsens (BK) als Referenz. Zur Erlduterung: Mitte
der 1970er Jahre haben sich — auf Einladung der baden-wiirttembergischen
Landeszentrale fiir politische Bildung — die zu dem Zeitpunkt einflussreichen
politischen Bildner getroffen. Ausgangspunkt waren die mit sozialdemokratischer
Handschrift formulierten Hessischen Rahmenrichtlinien zur politischen Bildung,
die den konservativen Vertretern des Faches und den CDU regierten Bundeslidn-
dern zu weit gingen. Diese Auseinandersetzung spiegelte die fachdidaktische
Kontroverse zwischen konservativen, affirmativen versus links-liberalen, emanzi-
patorischen Ansitzen wider. Der BK war eigentlich kein ausgehandelter Konsens,
sondern eine protokollarische Mitschrift der Tagung von Hans-Georg Wehling. In
einem Aufsatz mit dem Titel ,,Konsens a la Beutelsbach?* hielt er drei Grundsitze
fest:

1. Uberwiltigungsverbot, 2. Kontroversititsgebot, 3. Orientierung an den
Interessen der Schiiler*innen sowie die Operationalisierbarkeit dieser Interessen
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(Wehling 2016). Demnach diirfen Schiiler*innen nicht durch die Meinung einer
Lehrkraft iiberwiltigt oder politisch indoktriniert werden. Was in der Wis-
senschaft und Offentlichkeit diskutiert wird, sollte auch in der politischen Bildung
kontrovers diskutiert werden. Ferner sollten sich die Themenfelder und Fragestel-
lungen der politischen Bildung immer an der Lebenswelt und den Interessen
der Schiiler*innen orientieren und sie dazu befdhigen, dass sie ihre Interessen
in politisches Handeln {iiberfiihren konnen. Es gibt immer wieder aktualisierte
Fachdebatten zum BK, da dieser nicht in Stein gemeiflelt ist und als Leit-
ethos der Disziplin immer wieder kritisch reflektiert werden muss (Zorn und
Widmaier 2016). Die AfD interessiert sich jedoch nicht fiir diese Fachdebat-
ten, sondern sie instrumentalisiert und verkiirzt diese Leitsdtze. In zahlreichen
Anfragen nimmt sie Bezug auf den BK und argumentiert wie folgt: Materialien
und Workshops (Arbeitsblitter, Themenblitter), die im Unterricht eingesetzt wer-
den, oder auch Vortrige und Lehrerfortbildungen, stiinden in Widerspruch zum
Kontroversititsprinzip und Uberwiltigungsverbot.

Kritisiert wurden z. B. Arbeitsblitter zur AfD, u. a. des Schroedel-
Schulbuchverlages (Westermann Gruppe), die im PGW-Unterricht eingesetzt wer-
den, moniert wurde eine Lehrkriftefortbildung (am Landesinstitut fiir Lehrerbil-
dung und Schulentwicklung) unter dem Titel ,,Gefdhrliche Biirger — Wie die
neue Rechte in die gesellschaftliche Mitte vorstoft und was die Gesellschaft
dagegen tun kann“. Ins Zentrum der Kritik riickte auch das Themenblatt ,,Recht-
spopulismus — Herausforderung fiir die Demokratie* (Behrens und Breuer 2017),
herausgegeben von der Bundeszentrale fiir politische Bildung. Die AfD-Fraktion
im Landtag von Rheinland-Pfalz reichte eine Anfrage ein unter dem Titel ,,Fragen
zur Einhaltung des Beutelsbacher Konsenses, Neutralititsgebotes und Schulge-
setzes“. Ins Fadenkreuz der Kritik geriet ein Workshop, bei dem Jugendliche
eines Gymnasiums in Neustadt an der Weinstrae gemeinsam mit Fliichtlingen
einen Tanzfilm produziert und vorgefiihrt haben (Biirgerschaft der Freien und
Hansestadt Hamburg 2016a, b, 2018b, 2019).

Der BK wird vonseiten der AfD als Gesetz oder Richtlinie betrachtet, auf die
man sich beziehen kénne, um eine positive oder zumindest neutrale Darstellung
der AfD im Bereich der politischen Bildung zu erwirken. Trotz der Stellungnahme
einiger Fachverbinde, die iiber die Historie, die Geltung und die Zielsetzung des
BKs aufzukliren bemiiht sind (GPJE/DVPB/DVPW-Sektion 2018)3, hat die AfD
mit ihrer Politik und irrefiihrenden Behauptung deutliche Wirkung entfaltet. Dies
hat mehrere Griinde: Zum einen wurde der BK in der Praxis und auch in der Pro-
fession der Politikdidaktik teils als Neutralitdtsgebot fehlinterpretiert, sodass die

3Siehe dazu auch Besand (2019).
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AfD an dieses Narrativ ankniipfen kann. Zum anderen leidet der BK an einer nor-
mativen Unbestimmtheit bzw. daran, dass seine Deutungsoffenheit in der Praxis
und der Lehramtsausbildung selten reflektiert wird. Zwar kann der BK durch seine
(relative) Offenheit der Leitsétze als Minimalkonsens von allen Seiten und politis-
chen Stromungen anerkannt werden. Gleichzeitig richtete sich der BK und seine
MaBgabe des Uberwiltigungsverbots aus historischen Griinden vor allem gegen
linke Positionen und Lehrkrifte, denn er ist in den 1970er Jahren im Kontext der
,.Radikalenerlasse‘, der Berufsverbote gegen politisch links orientierte Lehrkrifte
und Beamt*innen, entstanden (Studt 2016).* Der BK hatte stets (auch) eine ide-
ologische Funktion. So ging es z. B. darum, Anspriiche nach Emanzipation oder
Demokratisierung als Uberwiltigung von Schiiler*innen zuriickzuweisen, indem
der gesellschaftliche Status quo aufrechterhalten werden sollte. Er kann in diesem
Sinne auch anders genutzt werden, etwa um tatsdchliche Kontroversitit einzu-
fordern oder rechte und rechts-konservative Positionen als Uberwiltigung zu
bezeichnen. Durch seine normative Unbestimmtheit ldsst er sich fiir alle Rich-
tungen nutzen, aber auch instrumentalisieren — eben auch oder gerade im Sinne
autoritirer Politik.> Lehrkrifte sollen im Unterricht zwar parteipolitisch zuriick-
haltend und abwégend sein. Sie diirfen nicht fiir eine spezifische Partei werben
oder sich unsachlich zu einer Partei dulern. Auch unsachliche Schmihkritik oder
Diffamierungen gegeniiber Parteienvertreter*innen verbieten sich. Lehrkrifte sind
aber den Menschen- und Grundrechten verpflichtet. Antidemokratische, men-
schenverachtende Positionen haben im Unterricht und in der Schule keinen Platz.
Die Debatte um politische Neutralitit steht hier im Spannungsverhiltnis und
Widerspruch zu den Werten, die sich aus den Menschen- und Grundrechten
ableiten. Die AfD verfiigt allerdings tiber mehr mediale Prisenz als die kleinen

“Die Debatte um Neutralitit in der politischen Bildung ist im Kontext des Extremismus-
modells einzuordnen. Das politikwissenschaftlich umstrittene E-Modell (Oppenhéuser 2011)
gilt als Leitlinie fiir die Forderung von Projekten fiir Demokratie (und eben gegen Extrem-
ismus). Die Gleichsetzung vollig unterschiedlicher Politiken und politischer Praktiken zieht
eine Relativierung von Rassismus und menschenverachtender Politik nach sich.

5Da die Debatte um Neutralitit und den BK, und ob dieser auch fiir die auBerschulische poli-
tische Bildung gelte, schon lianger wehrt, haben im Jahr 2015 einige Wissenschaftler*innen
und politische Bildner*innen aus sehr unterschiedlichen Kontexten (Schule, Hochschule,
Jugend- und Erwachsenenbildung, Soziale Arbeit, NGOs) die ,,Frankfurter Erklarung. Fiir
eine kritisch-emanzipatorische politische Bildung* in einem gemeinsamen Diskussions- und
Schreibprozess verfasst (FfE 2015). Die Frankfurter Erklarung macht im Unterschied zum BK
die normative Ausrichtung sowie wissenschafts- und gesellschaftspolitische Positioniertheit
der Autor*innen transparenter.
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Fachverbidnde und -diskurse der politischen Bildung, und sie nutzt ihre parlamen-
tarische Position und die die sozialen Medien zur Verbreitung ihrer ideologischen
Positionen (Butterwegge et al. 2019).

Das alleine wire schon problematisch; hinzu kommt allerdings, dass die
Forderung nach politischer Neutralitit gleichzeitig auch von staatlicher Seite
im Rahmen der Vergabe von Fordermitteln an auBerschulische Bildungsakteure
erhoben wird (Deutscher Bundestag/Wissenschaftlicher Dienst 2018). Daraus
resultiert eine fiir die politische Bildung problematische Gemengelage, die mas-
sive Auswirkungen auf die demokratische Gesellschaft nach sich zieht. Bundes-
und Landesministerien fordern im Rahmen ihrer Forderprogramme, etwa fiir
Demokratieforderung und Extremismusprédvention, eine ,politische Neutralitét*
der Forderempfianger (Cremer 2019; Hufen 2019a, b; Klare und Gold 2019).
Obgleich der BK fiir die Schule und den Unterricht formuliert wurde, sehen
sich nun auch auBlerschulische Tridger und Akteure der politischen Jugend-
und Erwachsenenbildung sowie der Demokratiebildung und Rechtsextremismus-
pravention damit konfrontiert. Staatliche Behorden wollen sich durch diese
Klauseln in Zuwendungsbescheiden dahingehend absichern, dass nicht gegen das
Gebot der ,,Chancengleichheit der Parteien (nach Artikel 21 Grundgesetz (GG))
verstoen wird. Bislang gibt es keine eindeutige Rechtsprechung, aber einige
juristische Gutachten und wissenschaftliche Stellungnahmen zu dieser Prob-
lematik (Landtag Brandenburg. Parlamentarischer Beratungsdienst 2018; Hufen
2019b). Eine weitere Bedeutung im Gesamtkontext politischer Neutralitit hat die
Aberkennung der ,,Gemeinniitzigkeit* von Vereinen, die politische Bildungsarbeit
anbieten. Dieser Aspekt kann hier nicht weiter vertieft werden, gehort aber zur
Gesamtbetrachtung der Neutralititsdebatte.®

1.2 AfD und die Onlinemeldeplattform,Neutrale Schulen”

In den letzten Jahren hat die AfD Dienstaufsichtsbeschwerden gegen
Lehrer*innen aus Aachen, Bremen, Hamburg und Bornas eingereicht (Knuth
2018; Tonne 2019). In Hamburg war die AfD mit dieser Strategie zum Teil
auch erfolgreich. In einigen Fillen hat die Schulbehorde interveniert. Aus der
Materialiensammlung der AfD, auch prisentiert in der GroBen Anfrage der
Abgeordneten Dr. Alexander Wolf u. a. der AfD in der Hamburger Biirger-
schaft (2018a), folgerte die AfD im Mai 2018, dass eine Onlinemeldeplattform
eingerichtet werden solle.

6Siehe dazu die Stellungnahme des Forums Kritische politische Bildung (2019).
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Diese Ankiindigung sorgte in Hamburg fiir viel Kritik unter Lehrer*innen,
Eltern und Schiiler*innen. So sollten Lehrer*innen denunziert werden, die ,,Hetze,
Stimmungsmache und Falschbehauptungen® gegen die AfD betreiben. Kritisiert
wurde i dieses Vorhaben von Seiten der Gewerkschaft fiir Erziehung und Wis-
senschaft (GEW), die einen Vergleich mit der NS-Zeit zieht (Knuth 2018), auch
der Deutsche Lehrerverband kommentierte diesen Vorschlag mit ,, Aufruf zur
Denunziation* (Knuth 2018).

Alexander Wolf, zu dem Zeitpunkt noch schulpolitischer Sprecher der AfD-
Fraktion in der Hamburger Biirgerschaft, der mittlerweile aus der AfD ausgetreten
ist, bezeichnete die Onlinemeldeplattform jedoch als ,,Kummerkasten fiir Eltern
und Schiiler — und das habe nichts mit Denunziation zu tun (AfD Kompakt
2018). Die Schulbehérde solle vielmehr das Neutralitéitsgebot an den Hamburger
Schulen und am Landesinstitut fiir Lehrerbildung und Schulentwicklung konse-
quent durchsetzen: ,,Dazu gehort, einmal zu erkldren, weshalb in der mit linken
Parteibiichern durchsetzten Behdrde immer noch ,Methodentrainings zu recht-
spopulistischen Parteien aller Art‘ angeboten werden. Man kann wohl sagen:
,Getroffene Hunde bellen‘ (,Interaktive Plattform zur Stirkung demokratischer
Meinungsvielfalt 2018).

Seit Beginn des Schuljahrs 2018/19 ist diese Meldeplattform online. Uber-
schrieben ist die Seite mit ,,Informationsportal Neutrale Schulen Hamburg®.
Implizit wird mit dieser Uberschrift die Aussage getroffen, dass es ein Defizit
an Informationen zum Thema ,,neutrale Schulen* gebe und dass an den Ham-
burger Schulen permanent die Neutralitit verletzt werde. Insofern inszeniert sich
die AfD als die Retterin der Neutralitdt der Hamburger Schulen.

Die AfD legitimiert ihre ,,Aktion ,Neutrale Schulen‘“ auf der Internet-
seite durch Verweis darauf, dass sich Eltern und Schiiler*innen, Lehrer*innen,
Schulleiter*innen und Behordenmitarbeiter*innen immer wieder an die AfD-
Fraktion wenden, um iiber mutmafliche Neutralititsverstole zu berichten. Zu
diesen VerstoBen zihle u. a. ,,plumpes AfD-Bashing*, ,.fehlerhaftes und unsach-
liches Unterrichtsmaterial®, ,,Pddagogen, die mit ,FCK-AfD-T-Shirts* auftreten
oder auch Aufrufe zu Demonstrationen gegen die AfD. Dabei handele es
sich keineswegs um ein ,,Kavaliersdelikt”, sondern dahinter verberge sich die
Strategie, Schiiler*innen ,,fiir parteipolitische oder weltanschauliche Ziele zu vere-
innahmen®. Das ,,Uber—/Unterordnungsverhéiltnis“ zwischen Schiiler*innen und
Lehrer*innen, die Existenz von zahlreichen ,Ideologieprogrammen an Ham-
burger Schulen, die den Schiiler*innen angeblich vorschreiben, was sie denken
sollen, oder auch ,,politische Indoktrination von staatlichen Behorden* seien mit
dem Grundgesetz und dem geltenden Recht nicht zu vereinbaren. Daraus leitet
die AfD ab, dass Dienstvorgesetzte zur Uberpriifung von NeutralititsverstoBen
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verpflichtet seien und dass sie ggf. disziplinarische oder arbeitsrechtliche MaB-
nahmen gegen Beamt*innen oder angestellte Lehrer*innen ergreifen miissten.
Nachdem die AfD den Zustand an Hamburger Schulen in den diistersten Farben
gezeichnet hat, kommt sie zu dem Schluss, dass diese ,,politische Indoktrination*
in erster Linie den Schiiler*innen schade: Deren Urteilsfidhigkeit werde beein-
trachtigt und sie wiirden zu einem ,,erwiinschten (politischen) Verhalten erzogen®.
Auch wenn die Schiiler*innen nicht der Indoktrination folgten, so seien sie auf-
grund ihrer Angst vor Nachteilen, Anfeindungen und Repressionen nicht dazu in
der Lage, ihre Meinung frei zu &uBlern. Ausgehend von dieser bedngstigenden
Schilderung des Alltags an Hamburger Schulen folgert die AfD: ,,Nur das Ver-
trauen in die strikte parteipolitische und weltanschauliche Neutralitit der Schule in
den Grenzen der freiheitlich-demokratischen Grundordnung (FDGO) schafft die
Voraussetzungen fiir ein Schul- und Unterrichtsklima, in dem sich demokratische
Meinungsvielfalt und Meinungsfreiheit entfalten kann.*

Der zweite Reiter auf der Internetseite erldutert , Rechtsvorschriften rund um
das ,Neutralititsgebot““ und verweist auf die Artikel 3, 20 und 21 GG, das Ham-
burgische Schulgesetz und auf den Beutelsbacher Konsens. Durch den Rekurs
auf die Verfassung suggeriert die Onlinemeldeplattform Verfassungstreue und
Seriositdt. Mit Blick in die jeweiligen Verfassungsartikel stellt sich jedoch die
Frage, wie die AfD daraus eine Legitimation ihres Handelns ableiten will: In
Artikel 3 heiflit es: ,Niemand darf wegen seines Geschlechtes, seiner Abstam-
mung, seiner Rasse, seiner Sprache, seiner Heimat und Herkunft, seines Glaubens,
seiner religiosen oder politischen Anschauungen benachteiligt oder bevorzugt
werden.” In Artikel 20 ist festgeschrieben, dass die Bundesrepublik Deutschland
ein demokratischer und sozialer Bundesstaat sei und dass alle Staatsgewalt vom
Volke ausgehe. Und Artikel 21 beschreibt die Rolle der Parteien im Prozess der
,politischen Willensbildung des Volkes* im Sinne einer Mitwirkung.

Das Hamburgische Schulgesetz und der BK hingegen werden im Sinne der
AfD dahingehend interpretiert, dass der BK implizit fordere, dass sich Schiiler
im Unterricht kontrovers und kritisch mit den Positionen von Parteien auseinan-
dersetzen sollen. Der BK sehe vor, dass auch eine Auseinandersetzung mit der
AfD erfolgen miisse. Diese miisse aber ,.,gemid Beutelsbacher Konsens stets
kontrovers sein, und nicht einseitig oder abwertend.” Hier wird deutlich, dass
die AfD den BK — bewusst oder unbewusst, intendiert oder unintendiert —
missinterpretiert. Keineswegs ist aus dem BK abzuleiten, dass die AfD ,stets
kontrovers (...) und nicht einseitig oder abwertend* zu behandeln sei. Eine kri-
tische Auseinandersetzung mit den politischen Parteien und konkret mit der AfD
— auch im Rahmen des schulischen Unterrichts — kann im Sinne einer Forderung
des demokratischen und europidischen Gedankens — auch zu der Einschitzung
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kommen, dass die AfD — oder zumindest Teile der AfD (wie die ,Junge Alterna-
tive* oder ,Der Fliigel‘) — mit demokratischen Prinzipien nicht in Einklang zu
bringen sind, dass diese Stromungen Menschenrechte ebenso missachten (wie
das Recht auf freie Religionsausiibung) wie Minderheitenrechte und Rassismus,
Antisemitismus und Geschichtsrevisionismus befordern.” Demnach kénnen und
diirfen Lehrkrifte keineswegs unter Bezugnahme auf den BK dazu gezwungen
werden, die AfD in einem positiven Licht — oder etwa als Bereicherung der
Demokratie — darzustellen.

Lehrkriften ist nicht nur erlaubt, eigene Einschitzungen zu treffen, sofern
sie sachlich begriindet werden, sondern sie sind dazu verpflichtet, Prozesse
der Demokratisierung im Rahmen des Unterrichts voranzutreiben — und in
diesem Rahmen geht es um die Vermittlung von Menschen- und Minderheiten-
rechten, Auseinandersetzung mit der NS-Vergangenheit, Holocaust-Education und
Menschenrechtserziehung.

2 Verbote der AfD Onlineplattformen,Neutrale
Schulen”

Auf das Hamburger AfD Meldeportal folgten weitere. So existieren aktuell solche
Portale in Brandenburg, Berlin®, Sachsen®, Sachsen-Anhalt!® und Niedersach-
en'!. Verboten wurden die Portale in Baden-Wiirttemberg und Mecklenburg-
Vorpommern. Die Meldeportale variieren von Bundesland zu Bundesland: So
sollten bei der Plattform in Baden-Wiirttemberg die Namen von Lehrer*innen
und Professor*innen nicht nur ver6ffentlicht werden; Schiiler*innen und Stu-
dent*innen wurden zudem dazu aufgefordert, Fotos hochzuladen. Stefan Répple,
fir die AfD im Landtag, der fiir dieses Portal verantwortlich war, verwies
darauf, dass es sich bei Lehrenden an Schulen und Hochschulen um Perso-
nen mit hoheitsrechtlichen Aufgaben handele (,,AfD-Landtagsabgeordneter stellt
Meldeplattform gegen Lehrer online” 2018).

77u dieser Einschiitzung gelangt das Gutachten des Bundesamts fiir Verfassungsschutz (2019).
8https://www.afd-fraktion.berlin/neutrale-schule

9https://lehrersos.de/melden/

Ohttps://www.afdfraktion-lsa.de/meldeportal/

Uhttps://neutrale-lehrer.de


https://www.afd-fraktion.berlin/neutrale-schule
https://lehrersos.de/melden/
https://www.afdfraktion-lsa.de/meldeportal/
https://neutrale-lehrer.de
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3 Auswirkungen der AfD-Onlineplattformen - das
Beispiel der Ida Ehre Schule in Hamburg

Zweifelsohne sorgten die Meldeportale fiir eine mediale Resonanz, es folgten
Stellungnahmen der GEW, von Berufs- und Fachverbinden, des Deutschen
Hochschullehrerverbands, Rechtsgutachten etc. Doch ungeachtet dieser medialen
Wellen — was haben diese Meldeportale vor Ort bewirkt? Dieser Frage wollen wir
am Beispiel der Ida Ehre Schule in Hamburg nachgehen.

Anfang Mirz 2019 reichte die AfD-Fraktion im Hamburger Senat eine
Schriftliche Kleine Anfrage ein, in der sie den Vorwurf ,,verfassungsfeindliche(r)
linksextremistische(r) Aktivititen an der Ida Ehre Schule unter Duldung des
Lehrerkollegiums und der Schulleitung® erhoben hat (Biirgerschaft der Freien und
Hansestadt Hamburg 2019). Die AfD behauptete, dass sie mittels ihres Meldepor-
tals von verfassungsfeindlichen Aktivitdten an der Ida Ehre Schule erfahren habe.
Die 21-seitige Anfrage dokumentiert sehr ausfiihrlich Sticker, Flyer, Plakate von
Antifa-Gruppen (Antifa Altona Ost, Antifa 309 bzw. Antifa 223009) sowie der
Gruppe ,.Ende Geldnde®, die im Eingangsbereich der Schule und auch in den
Klassenrdumen der Ida Ehre Schule zu finden seien. Statt sich an den Schulleiter,
an die Oberstufenleiterin oder an die Klassenlehrerin zu wenden, wurde die Schu-
laufsicht umgehend tétig, wie in der Antwort des Hamburger Senats auf die Kleine
Schriftliche Anfrage erldutert wird.

Auf Nachfrage bei der Schule wurde jedoch deutlich, dass dort ein Projekt zu
dem Thema ,,Sich einmischen — Kunst als kulturelle Kompetenz®“ durchgefiihrt
wurde. Zu dem Zweck wurden die Schiiler*innen dazu aufgefordert, politis-
che Propaganda von Parteien und Bewegungen als Diskussionsgrundlage einer
Unterrichtseinheit zu sammeln. Diese Materialsammlung war somit Teil eines
padagogischen Projekts und der AfD-Vorwurf ,,Duldung linksextremer Umtriebe*
loste sich in Luft auf.

Diese ,Causa Ida Ehre Schule‘ lief folgendes deutlich werden: Vonseiten
der AfD wurde der massive Vorwurf der verfassungsfeindlichen Aktivitdten und
Netzwerke an einer Schule erhoben und der Hamburger Schulsenator Rabe kon-
taktierte weder die Kolleg*innen, um sich iiber die Hintergriinde zu informieren,
noch stellte er sich schiitzend vor die Lehrenden. Stattdessen entschied er sich
dafiir, die Schule von den Symbolen sdubern zu lassen, sodass der Eindruck
entstehen konnte, es sei Gefahr im Verzug und die AfD habe einen wichtigen
Beitrag zur Bekdmpfung des Linksextremismus an Hamburger Schulen geleistet.

Flankiert wurde diese Causa Ida Ehre Schule durch den Artikel im Hamburger
Abendblatt, der in weiten Teilen der AfD-Argumentation folgte und auch das
unverziigliche Handeln des Hamburger Senators als angemessen prisentiert. Bei
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diesem Duktus iiberrascht es auch nicht, dass der Initiator der Kleinen Anfrage,
Alexander Wolf (AfD), das letzte Wort hat. Fiir ihn zeige der Vorfall ,,eindriick-
lich, wie Linksextremisten an einer Schule ungehindert ihre Ideologie verbreiten
und Schiiler fiir ihre gewaltorientierte Organisation rekrutieren“. Dem ,links
eingestellte(n) Lehrerkollegium® fehle es an ,,Problembewusstsein“ und es mache
sich mit der ,,verfassungsfeindlichen Ideologie des Linksextremismus gemein‘
(Alexander Wolf zit. nach Meyer-Wellmann 2019).

Das Hamburger Beispiel zeigt, dass die AfD-Meldeportale dann wirk-
lich gefdhrlich werden, wenn die verantwortlichen Bildungspolitiker*innen die
geduBerte Kritik der AfD {ibernehmen und in Ubereinstimmung damit handeln.
In diesem Fall wire es geboten gewesen, zunichst die Schule zu kontaktieren,
um in Erfahrung zu bringen, in welchem Kontext solche Plakate, Flyer, Sticker
gesammelt werden. Problematisch und gefihrlich ist ein Alarmismus, der sich
dadurch auszeichnet, dass Antifaschismus/Antirassismus als verfassungsfeindlich
betrachtet wird. Dies ist Wasser auf die Miihlen des Kulturkampfes, den die AfD
eingeldutet hat.

4 Kreativer und vielfdltiger Protest gegen die
Onlineplattformen,Neutrale Schulen”

Zahlreiche Schulen, Lehrkrifte und Schiiler*innen haben vielfiltige Protest-
formen und kreative Wege genutzt, um sich den Meldeplattformen und der
Politik der Verunsicherung und Denunziation der AfD entgegenzustellen. Es
kam zu kollektiven Selbstanzeigen (Wittig 2018; Speit 2018) und unter #Mein-
LehrerFetzt konnte eine Petition mit dem Titel ,,Meine Solidaritit mit Lehrkriften,
die demokratische Werte und Vielfalt vermitteln® unterzeichnet werden (Gew-
erkschaft Erziehung und Wissenschaft [GEW] 2018b). Schiiler*innen organ-
isierten Protestaktionen und Demonstrationen gegen den ,,AfD Lehrer Pranger*.'?
Neben den Stellungnahmen von Fachverbdnden hat die GEW inhaltliche und
rechtliche Beratung angeboten. Sie unterstiitzt ihre Mitglieder in personenbe-
zogenen und datenschutzrechtlichen Fragen (GEW o. J., 2018a; vgl. ebenfalls
Deutsche Vereinigung fiir politische Bildung 2019).

Obgleich etliche und sehr unterschliche Akteure sich mit guten Ideen und
politischen Aktionen in die Debatte eingebracht haben, fillt auf, dass es an
einer gesamtgesellschaftlichen Auseinandersetzung und an einem offensiven statt

12Beispiele Schiiler*innenproteste: ,,.Beschwerden iiber Lehrer: 500 Lehrer und Schiiler
demonstrieren gegen AfD-Pranger (2018).



144 G.Hentges und B.L6sch

reaktivem Vorgehen dennoch mangelt. Manche wichtige Handreichungen fiir
Lehrkrifte verstarken im ungiinstigsten Fall durch ihre Fallbeispiele, was eine
Lehrkraft darf oder nicht darf, die Verunsicherung, denn sie bleiben im Neutral-
itdtsdenken verstrickt (vgl. Mittnik et al. 2018; Wieland 2019). Dann geht es nur
noch um die Frage, was noch erlaubt ist und die Politik der AfD hat bereits ihre
Wirkung entfaltet. Die Handreichung des Instituts fiir Menschenrechte (Cremer
2019) nimmt eine andere Haltung ein, indem in der Borschiire zunéchst analysiert
wird, ob Bildung neutral sein kann. Dies wird in Bezug auf die Menschen- und
Grundrechte negiert:

Geht es um die Thematisierung rassistischer und rechtsextremer Positionen, haben
Lehrpersonen nicht nur das Recht, sondern geméf den in den menschenrechtlichen
Vertrdgen und im Schulrecht verankerten verbindlichen Bildungszielen auch die
Pflicht, solche Positionen entsprechend einzuordnen und diesen zu widersprechen.
(Cremer 2019, S. 21)

Bildung ist nicht neutral, und schon gar nicht wertneutral. Im Gegenteil, sie basiert
auf Werten einer demokratisch verfassten Gesellschaft und Rechtsstaatlichkeit
(Kultusministerkonferenz 2018; Waldmann 2019).

Der Staats- und Verwaltungsrechtler Lindner hat auflerdem in einem Kom-
mentar argumentiert, dass es im Falle der Meldeplattformen nicht nur um
zivilrechtliche Fragen wie Datenschutz und Personlichkeitsrechte gehe. Es sei
vielmehr geboten, die demokratieschidigende Wirkung (z. B. die Storung des
Schulfriedens) zu benennen und verwaltungsrechtliche Konsequenzen zu ziehen
(Lindner 2018). Das mache auch eine 6ffentliche Debatte und Herangehensweise
notwendig, anstatt die Problematik einzelnen betroffenen Personen, Einrichtungen
und dem Zivilrecht zu iiberlassen.

Hiufig findet sich in der Argumentation gegen die Onlineportale eine Bezug-
nahme auf die freiheitliche demokratische Grundordnung (FAdGO) statt auf
das Grundgesetz. Dabei sind das Grundgesetz und die Menschenrechte viel
umfassender. Wenn selbst Fachverbdnde der politischen Bildung und der Poli-
tikwissenschaft nicht mehr reflexiv und analytisch zwischen FAGO und GG
unterscheiden, dann minimiert auch dies das demokratische Grundlagenwissen
in der Bevolkerung (Widmaier 2017; Schulz 2018).

5 Was sind notwendige Konsequenzen?

Es liegen mittlerweile einige Stellungnahmen und Empfehlungen vor. Diese sind
bedeutsam und hilfreich fiir die Unterstiitzung der Lehrkrifte und der Schulen
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und sie dienen der gemeinsamen Verstindigung und dem fachlichen Austausch.
Es ist aber nicht nur die Aufgabe einzelner Lehrkrifte, Schulen, Bildungstriger
und politischer Bildner*innen, sich mit dem Problem und den Angriffen der AfD
auseinanderzusetzen. Es braucht vielmehr eine gesamtgesellschaftliche Auseinan-
dersetzung mit der Frage, wie sich politische Offentlichkeit, der Meinungs-
und Willensbildungsprozess sowie demokratische Grundhaltungen und Strukturen
durch derartige Politiken verdndern.

Die AfD nutzt fiir ihr politisches Vorgehen, die politische Offentlichkeit zu
beeinflussen und auf ihr Recht zu pochen, gerne sidmtliche juristischen und
parlamentarischen Moglichkeiten. Als Reaktion darauf ist man selbst versucht,
Recht einzufordern und nach juristischer Kldrung zu rufen. In vielen politischen
Themen und Kontroversen wird es aber keine juristische Eindeutigkeit geben.
Recht und Rechtsauffassung sind immer auch eine Frage von gesellschaftlichen
Krifteverhiltnissen und gesellschaftspolitischen Prozessen der Meinungsbildung.
Richter*innen und Staatsanwilt*innen agieren nicht im luftleeren Raum, sondern
die offentliche Auseinandersetzung bildet die Grundlage dafiir, welche Rechts-
grundsitze geschaffen werden und wie rechtlich entschieden wird. Das bedeutet:
Die offentliche politische Debatte ist das tragende Fundament einer demokratis-
chen Gesellschaft und eines demokratischen (und sozialen) Rechtsstaates. Diskri-
minierende, rassistische, sexistische und antisemitische Auffassungen miissen
ebenso entscheiden zuriickgewiesen und kritisiert werden wie damit einherge-
hende antidemokratischen Formen der Denunziation, der Diffamierung und des
Hate Speechs. Die Verletzung der Menschen- und Grundrechte sowie sidmtliche
Formen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit (Ideologien der Ungleichwer-
tigkeit) gehodren nicht zum demokratischen Pluralismus. Zwar gilt hierzulande das
oberste Gebot der Meinungsfreiheit, aber nicht jede inhaltliche Position steht in
einer demokratischen Gesellschaft gleichberechtigt neben einer anderen.

Politische Bildung ist schon aufgrund ihrer historischen Entstehung und
Bedeutung in Deutschland nicht neutral, sondern was sie braucht, um ihrem
demokratischen Anspruch gerecht zu werden, ist politische Unabhingigkeit. Poli-
tische Bildung wurde in Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg und dem
Nationalsozialismus als Schulfach etabliert und im auferschulischen Bereich
hat sich eine vielfiltige Trager- und Akteurslandschaft etabliert, um zu einer
Demokratisierung der Gesellschaft und des Staates beizutragen. Gegen dieses
demokratische Prinzip der politischen Bildung fiihrt die AfD, teils auch in
Kooperation mit anderen Parteienvertretern, durch unterschiedliche Praktiken
derzeit einen Kulturkampf und beschéddigt unserer Auffassung nach zentrale
Grundfundamente einer demokratischen Gesellschaft und Rechtsstaatlichkeit.
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Politische Bildung muss aber dariiber hinaus und ganz grundsitzlich inhaltlich
unabhingig von staatlichen Behorden und Ministerien sein. Diese versuchen
zunehmend iiber die Mittelvergabe offentlicher Gelder zu steuern, woran sich
politische Bildung auszurichten und wie sie vorzugehen habe (z. B. eher
Préaventions- statt Bildungsarbeit). Staatliche Fordergeber sollten keine Restriktio-
nen an die politische Bildung weitergeben, sondern ihre Pluralitidt und demokratis-
che Orientierung garantieren.'> Das politikwissenschaftlich umstrittene Extrem-
ismusmodell (Oppenhéduser 2011), das Rassismus in der Mitte der Gesellschaft
bestreitet sowie rechte Politik und Gewalt relativiert, miisste dahingehend aus
schulischen Lehrpldnen und offentlichen Forderprogrammen gestrichen werden.
Es gibt andere wissenschaftliche Expertisen und Ansitze, wie etwa die Auseinan-
dersetzung mit gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit, mit Ideologien der
Ungleichwertigkeit sowie mit Autoritarismus, die inhaltlich préziser sind und auf
empirischen Fakten langjdhriger wissenschaftlicher Studien basieren. Der Extrem-
ismusansatz fungiert in der Logik der Sicherheitsbehdrden und Geheimdienste,
um vermeintliche Gegner und Feinde der Demokratie zu identifizieren. Auch
dieser Ansatz basiert auf der (Un-)Kultur der Beobachtung, der Bespitzelung
und Uberpriifung sowie der Privention von Jugendlichen vor einem ,,extremistis-
chen® Verhalten. Daraus resultiert eine fiir eine demokratische Gesellschaft und
fiir die politische Bildung problematische Herangehensweise. Jugendliche sind
nicht per se ,Gefdhrder‘, die man priaventiv bearbeiten muss, sondern immer nur
so demokratisch, wie die Gesellschaft es ihnen vorlebt. Politische Bildung hat
hier die Aufgabe, eine Werkstitte von Demokratisierung zu sein (Hafeneger et al.
2018; Gill und Achour 2019). Wie das Beispiel der Ida Ehre Schule zeigt, fiihrt
eine extremismustheoretische Denk- und Vorgehensweise zu Unterstellungen und
Falschbehauptungen, die oftmals mit dem Ruf nach obrigkeitsstaatlichen MalBnah-
men verbunden wird. Wihrend diese Denkweise in die antidemokratische Politik
der AfD passt, verhdlt es sich ganz anders, wenn man in der Bildungsarbeit
mit konkreten Ideologien der Ungleichwertigkeit (Rassismus, Antisemitismus,
Antiziganismus, Sexismus, Homophobie, Klassismus) arbeitet (Bundschuh 2014).
Zu all diesen Ideologien hat die AfD in den letzten Jahren deutliches Agenda
Setting betrieben. In der Auseinandersetzung mit diesen Ideologien kommt man

13Als Zuwendungsgeber achtet der Staat darauf, dass die Chancengleichheit der Parteien
gewihrleistet wird (Artikel 21 GG). Er kann dementsprechend Hinweise in Zuwendungs-
bescheiden machen. Allerdings bleiben private Empfénger staatlicher Férderung Grundrecht-
striger, d. h. ihre Grundrechte, etwa auf Meinungsfreiheit, bleibt erhalten. Ihre AuBerungen
werden durch die Forderung nicht zu hoheitlichen MaBnahmen. ,,Die Kontrolle des Staates
kann daher auch nur eine Rechtskontrolle sein — und keine weitergehende inhaltliche
Kontrolle* (Cremer 2019, S. 24).
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um eine kritische Auseinandersetzung mit den Politiken der AfD nicht herum.
Wenn dies in Lehrplanen und Forderprogrammen verankert wire, wiirde dies
zur Absicherung einer demokratischen Haltung von Lehrkréften, Schulen und
politischen Bildner*innen mafgeblich beitragen und sie darin bestirken, sich kri-
tisch mit diesen Ideologien, Denkweisen und Praktiken auseinandersetzen. Nur in
ihrer Unabhingigkeit und der Ermoglichung von Kritikfihigkeit kann eine poli-
tische Bildung gewihrleistet werden, die sich an demokratischen Grundrechten
und Menschenrechten orientiert.

Literatur

AfD Kompakt. (2018). Kummerkasten fiir Eltern und Schiiler hat nichts mit Denunziation
zutun (2018, 31. Mai). https://afdkompakt.de/2018/05/3 1/kummerkasten-fuer-eltern-und-
schueler-hat-nichts-mit-denunziation-zu-tun/.

AfD-Landtagsabgeordneter stellt Meldeplattform gegen Lehrer online. (2018, 11.
Okt.). SWP. https://www.swp.de/suedwesten/afd-landtagsabgeordneter-stellt-meldeplat
tform-gegen-lehrer-online-28095446.html.

AfD schaltet umstrittene Lehrer-Meldeplattform frei. (2018, 11. Okt.). Stuttgarter
Zeitung. https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.baden-wuerttemberg-afd-schaltet-ums
trittene-lehrer-meldeplattform-frei.d8 13cad6-4c3b-481b-9701-17591d56368a.html.

AfD-Fraktion Hamburg (2018, 31. Mai). Interaktive Plattform zur Stidrkung demokratischer
Meinungsvielfalt geht zum kommenden Schuljahr 2018/19 an den Start. https://afd-fra
ktion-hamburg.de/2018/05/31/interaktive-plattform-zur-staerkung-demokratischer-mei
nungsvielfalt-geht-zum-kommenden-schuljahr-2018-19-an-den-start-wolf-ein-kummer
kasten-fuer-eltern-und-schueler-hat-nichts-mit-denunzia/.

Alternative fiir Deutschland. (2016). Programm fiir Deutschland. Das Grundsatzprogramm der
Alternative fiir Deutschland. Berlin. https://cdn.afd.tools/wp-content/uploads/sites/111/
2018/01/Programm_AfD_Druck_Online_190118.pdf.

Behrens, R., & Breuer, S. (2017). Rechtspopulismus — Herausforderung fiir die Demokratie?
Bonn: Bundeszentrale fiir politische Bildung. https://www.bpb.de/shop/lernen/themenbla
etter/253945/rechtspopulismus-herausforderung-fuer-die-demokratie.

Beschwerden tiber Lehrer: 500 Lehrer und Schiiler demonstrieren gegen AfD-Pranger. (2018,
4. Dez.). Die Welt. https://www.welt.de/regionales/hamburg/article1 84964652/Beschw
erden-ueber-Lehrer-500-Lehrer-und-Schueler-demonstrieren-gegen-AfD-Pranger.html.
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/Schueler-pro
testieren-gegen-AfD-Lehrer-Pranger,afd2176.html.https://www.ndr.de/nachrichten/ham
burg/Schueler-demonstrieren-gegen-AfD-Meldeportal,demo2488.html

Besand, A. (2019, 14. Dez.). Was Beutelsbach meint und was nicht. https://tu-dresden.de/gsw/
phil/powi/dpb/die-professur/news/was-beutelsbach-meint-und-was-nicht.

Brand, P. (2018, 4. Juni). AfD bringt Lehrer in Bremen-Nord zum Schwiegen. Weser
Kurier. https://www.weser-kurier.de/region/die-norddeutsche_artikel,-afd-bringt-lehrer-
in-bremennord-zum-schweigen-_arid, 1736400.html.


https://afdkompakt.de/2018/05/31/kummerkasten-fuer-eltern-und-schueler-hat-nichts-mit-denunziation-zu-tun/
https://www.swp.de/suedwesten/afd-landtagsabgeordneter-stellt-meldeplattform-gegen-lehrer-online-28095446.html
https://www.stuttgarter-zeitung.de/inhalt.baden-wuerttemberg-afd-schaltet-umstrittene-lehrer-meldeplattform-frei.d813cad6-4c3b-481b-9701-17591d56368a.html
https://afd-fraktion-hamburg.de/2018/05/31/interaktive-plattform-zur-staerkung-demokratischer-meinungsvielfalt-geht-zum-kommenden-schuljahr-2018-19-an-den-start-wolf-ein-kummerkasten-fuer-eltern-und-schueler-hat-nichts-mit-denunzia/
https://cdn.afd.tools/wp-content/uploads/sites/111/2018/01/Programm_AfD_Druck_Online_190118.pdf
https://www.bpb.de/shop/lernen/themenblaetter/253945/rechtspopulismus-herausforderung-fuer-die-demokratie
https://www.welt.de/regionales/hamburg/article184964652/Beschwerden-ueber-Lehrer-500-Lehrer-und-Schueler-demonstrieren-gegen-AfD-Pranger.html
https://www.ndr.de/nachrichten/niedersachsen/hannover_weser-leinegebiet/Schueler-protestieren-gegen-AfD-Lehrer-Pranger,afd2176.html
https://www.ndr.de/nachrichten/hamburg/Schueler-demonstrieren-gegen-AfD-Meldeportal,demo2488.html
https://tu-dresden.de/gsw/phil/powi/dpb/die-professur/news/was-beutelsbach-meint-und-was-nicht
https://www.weser-kurier.de/region/die-norddeutsche_artikel,-afd-bringt-lehrer-in-bremennord-zum-schweigen-_arid,1736400.html

148 G.Hentges und B.L6sch

Bundesamt fiir Verfassungsschutz. (2019). Gutachten zu tatsdchlichen Anhaltspunkten fiir
Bestrebungen gegen die freiheitliche demokratische Grundordnung in der ,Alternative
fiir Deutschland *“ (AfD) und ihren Teilorganisationen. https://netzpolitik.org/2019/wir-ver
oeffentlichen-das-verfassungsschutz-gutachten-zur-afd/.

Bundschuh, S. (2014). Pravention gegen Autoritarismus. In W. Sander (Hrsg.), Handbuch
politische Bildung (S. 341-350). Schwalbach/Ts.: Wochenschau.

Biirgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg (2016a). GroBe Anfrage der Abge-
ordneten Prof. Dr. Alexander Wolf u.a. (AfD) und Antwort des Senats (Druck-
sache 21/4760). https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/53183/hamburger-
sch%C3%BCler-opfer-politischer-indoktrination-iii-.pdf.

Biirgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg (2016b). Schriftliche Kleine Anfrage des
Abgeordneten Dr. Alexander Wolf (AfD) und Antwort des Senats (Drucksache 21/7312).
https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/55910/politische-indoktrination-
an-hamburger-schulen-viii-%E2%80%93-videoaufzeichnung-zu-anti-afd-schulung-auf
getaucht.pdf.

Biirgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg. (2018a). Gro3e Anfrage der Abgeordneten
Prof. Dr. Alexander Wolf u.a. (AfD) und Antwort des Senats (Drucksache 21/12825).
https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/62139/politische-neutralit%C3%
Adt-an-hamburger-schulen-%E2%80%93-rechtsgrundlagen-und-erfassung-von-verst%
C3%B6%C3%9Fen.pdf.

Biirgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg. (2018b). Schriftliche Kleine Anfrage des
Abgeordneten Dr. Alexander Wolf (AfD) und Antwort des Senats (Drucksache 21/14041).
Abgerufen von https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/63438/.pdf

Biirgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg. (2019). Schriftliche Kleine Anfrage der
Abgeordneten Dr. Alexander Wolf und Detlef Ehlebracht (AfD) und Antwort des Senats
(Drucksache 21/16417). https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/66068/ver
fassungsfeindliche_linksextremistische_aktivitaeten_an_der_ida_ehre_schule_unter_dul
dung_des_lehrerkollegiums_und_der_schulleitung.pdf.

Burghardt, P., & Munzinger, P. (2019, 6. Mai). Einsame Spitzel. Siiddeutsche Zeitung, S. 3.

Butterwegge, C., Hentges, G., & Wiegel, G. (2019). Rechtspopulisten im Parlament. Polemik,
Agitation und Propaganda (2. Aufl.). Frankfurt a. M.: Westendverlag.

Cremer, H. (2019). Das Neutralititsgebot in der Bildung. Neutral gegeniiber rassistischen
und rechtsextremen Positionen von Parteien? https://www.institut-fuer-menschenrechte.
de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALY SE/Analyse_Das_Neutralitaetsgebot_
in_der_Bildung.pdf.

Datenschiitzer verbietet AfD-Lehrermeldeportal. (2019, 13. Sept.). Der Spiegel. https://www.
spiegel.de/lebenundlernen/schule/mecklenburg-vorpommern-datenschuetzer-verbietet-
afd-lehrermeldeportal-a-1286671.html.

Deutsche Vereinigung fiir politische Bildung. (2019). Das AfD Meldeportal -Empfehlungen
bei Vorwiirfen wegen angeblichen Fehlverhaltens. https://dvpb.de/das-afd-meldeportal-
empfehlungen-bei-vorwuerfen-wegen-angeblichen-fehlverhaltens/.

Decker, O., & Brihler, E. (Hrsg.). (2018). Flucht ins Autoritdire. Rechtsextreme Dynamiken
in der Mitte der Gesellschaft. Die Leipziger Autoritarismus-Studie 2018. Gieflen:
Psychosozial Verlag.

Deutscher Bundestag/Wissenschaftlicher Dienst. (2018). Neutralitétspflichten fiir Zuwen-
dungsempfinger, Wissenschaftliche Dienste: Verfassung und Verwaltung, Aktenzeichen:


https://netzpolitik.org/2019/wir-veroeffentlichen-das-verfassungsschutz-gutachten-zur-afd/
https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/53183/hamburger-sch%25C3%25BCler-opfer-politischer-indoktrination-iii-.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/55910/politische-indoktrination-an-hamburger-schulen-viii-%25E2%2580%2593-videoaufzeichnung-zu-anti-afd-schulung-aufgetaucht.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/62139/politische-neutralit%25C3%25A4t-an-hamburger-schulen-%25E2%2580%2593-rechtsgrundlagen-und-erfassung-von-verst%25C3%25B6%25C3%259Fen.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/63438/.pdf
https://www.buergerschaft-hh.de/parldok/dokument/66068/verfassungsfeindliche_linksextremistische_aktivitaeten_an_der_ida_ehre_schule_unter_duldung_des_lehrerkollegiums_und_der_schulleitung.pdf
https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/user_upload/Publikationen/ANALYSE/Analyse_Das_Neutralitaetsgebot_in_der_Bildung.pdf
https://www.spiegel.de/lebenundlernen/schule/mecklenburg-vorpommern-datenschuetzer-verbietet-afd-lehrermeldeportal-a-1286671.html
https://dvpb.de/das-afd-meldeportal-empfehlungen-bei-vorwuerfen-wegen-angeblichen-fehlverhaltens/

Politische Neutralitat vs. politische Normativitat in der politischen Bildung 149

WD 3-3000 -117/18, 27.4.18. https://www.bundestag.de/resource/blob/558246/d32{99
f653618007¢941cc8530d09da2/WD-3-117-18-pdf-data.pdf.

Eckertz, R. (2019). Das Bundesverfassungsgericht zur staatlichen Neutralitit. Eine Anal-
yse der Rechtsprechung anldsslich der Meldeportale von AfD-Fraktionen. Gesellschaft
— Wirtschaft — Politik, 68(2), 261-269.

FfE. (2015). Frankfurter Erklidrung fiir eine kritisch-emanzipatorische politische Bildung.
Journal fiir politische Bildung, (4/2015), 94-96.

Forum Kiritische politische Bildung. (2019). Das gefihrliche Bildungsverstindnis des
Bundesfinanzhofes — Zur Bedeutung des Attac-Gemeinniitzigkeitsurteils fiir die politis-
che Bildungsarbeit. https://akg-online.org/arbeitskreise/fkpb/stellungnahme-des-forums-
kritische-politische-bildung-das-gefaehrliche.

Gesellschaft fiir Politikdidaktik und Politische Jugend- und Erwachsenenbildung, Deutsche
Vereinigung fiir Politische Bildung und die Sektion Politikwissenschaft und Politische Bil-
dung der Deutschen Vereinigung fiir Politikwissenschaft. (2018). Gemeinsame Stellung-
nahme von GPJE, DVPB und DVPW-Sektion zur AfD Meldeplattform ,,Neutrale Schu-
len®. https://dvpb.de/gemeinsame-stellungnahme-von-gpje-dvpb-und-dvpw-sektion-zur-
afd-meldeplattform-neutrale-schulen/.

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft. (2018a). Haltung und Engagement statt Zuriick-
haltung! https://www.gew.de/schule/oekonomische-bildung/nachhaltigkeit/aktuelles/det
ailseite/neuigkeiten/haltung-und-engagement-statt-zurueckhaltung/.

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft. (2018b). #MeinLehrerFetzt — Danke
statt Denunziation! https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/meinlehrerfetzt-
danke-statt-denunziation/.

Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft. (0.J.). Fragen und Antworten zu den Meldepor-
talen der AfD. https://www.gew.de/schule/fragen-und-antworten-zu-den-denunziationspl
attformen-der-afd/.

Gill, T., & Achour, S. (2019). ,,.Liebe Teilnehmende, liebe Gefihrderinnen und Gefiahrder!*.
Extremismusprévention als politische Bildung? Journal fiir Politische Bildung, 9(2), 32—
37.

Hafeneger, B., Unkelbach, K., & Widmaier, B. (2018). Rassismuskritische politische Bildung.
Theorien — Konzepte — Orientierungen. Schwalbach/Ts.: Wochenschau.

Hufen, F. (2019a, 12. Feb.). Das Neutralititsgebot — Ein rechtlicher Maulkorb fiir die
politische Bildung? [Podcast]. https://www.freie-radios.net/93551.

Hufen, F. (2019b). Politische Jugendbildung und Neutralititsgebot. Demokratie gegen
Menschenfeindlichkeit, (1/2019), 39—47.

Interaktive Plattform zur Stirkung demokratischer Meinungsvielfalt geht zum kommenden
Schuljahr 2018/19 an den Start / Wolf: ,,Ein Kummerkasten fiir Eltern und Schiiler hat
nichts mit Denunziation zu tun®. (2018, 31. Mai). https://afd-fraktion-hamburg.de/2018/
05/3 1/interaktive-plattform-zur-staerkung-demokratischer-meinungsvielfalt-geht-zum-
kommenden-schuljahr-2018-19-an-den-start-wolf-ein-kummerkasten-fuer-eltern-und-
schueler-hat-nichts-mit-denunzia/.

Karakayali, J., Cagri, K., Liebscher, D., & Melchers, C. (2017). Den NSU Komplex
analysieren. Aktuelle Perspektiven aus der Wissenschaft. Bielefeld: transcript.

Klare, H., & Gold, I. (2019). Ein folgenschweres Missverstindnis. Warum politische
Bildung- und Beratungsarbeit in der Demokratie nicht ,,neutral® sein kann. In Auf zu


https://www.bundestag.de/resource/blob/558246/d32f99f653618007e941cc8530d09da2/WD-3-117-18-pdf-data.pdf
https://akg-online.org/arbeitskreise/fkpb/stellungnahme-des-forums-kritische-politische-bildung-das-gefaehrliche
https://dvpb.de/gemeinsame-stellungnahme-von-gpje-dvpb-und-dvpw-sektion-zur-afd-meldeplattform-neutrale-schulen/
https://www.gew.de/schule/oekonomische-bildung/nachhaltigkeit/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/haltung-und-engagement-statt-zurueckhaltung/
https://www.gew.de/aktuelles/detailseite/neuigkeiten/meinlehrerfetzt-danke-statt-denunziation/
https://www.gew.de/schule/fragen-und-antworten-zu-den-denunziationsplattformen-der-afd/
https://www.freie-radios.net/93551
https://afd-fraktion-hamburg.de/2018/05/31/interaktive-plattform-zur-staerkung-demokratischer-meinungsvielfalt-geht-zum-kommenden-schuljahr-2018-19-an-den-start-wolf-ein-kummerkasten-fuer-eltern-und-schueler-hat-nichts-mit-denunzia/

150 G.Hentges und B.L6sch

neuen Ufern. Warum Mobile Beratung und Politische Bildung mehr sein miissen als
Extremismusprdévention (S. 42-47). Dresden: Bundesverband Mobile Beratung.

Knuth, H. (2018, 20. Juni). Diirfen Lehrer ihre Meinung sagen? Die Zeit. https://www.zeit.
de/2018/26/atd-lehrer-neutralitaetsgebot-beschwerde.

Krause, A. (2014a). Rechtspopulismus am Beispiel der PVV. https://www.uni-muenster.de/
NiederlandeNet/nl-wissen/politik/rechtspopulismus/index.html.

Krause, A. (2014b). Nationalismus. https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/
politik/rechtspopulismus/nationalismus.html.

Kultusministerkonferenz. (2018). Demokratie als Ziel, Gegenstand und Praxis historisch-
politischer Bildung und Erziehung in der Schule. Beschluss der Kultusministerkonferenz
vom 06.03.2009 i. d. F. vom 1.10.2018. https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/Pre
sseUndAktuelles/2018/Beschluss_Demokratieerziehung.pdf.

Kiipper, B., Becker, R., & Meyer, J. (2019). Kulturkampf von rechts — Shrinking Spaces.
Demokratie gegen Menschenfeindlichkeit, (1/2019), 72-85.

Landtag Brandenburg. Parlamentarischer Beratungsdienst. (2018). Rechtlicher Rah-
men der Forderung von Initiativen gegen Gewalt, Rechtsextremismus und Frem-
denfeindlichkeit. https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/
ELVIS/parladoku/w6/gu/39.pdf.

Landtag Rheinland-Pfalz. (2016). Antwort des Ministeriums fiir Bildung auf die Kleine
Anfrage des Abgeordneten Joachim Paul (AfD). (Drucksache 17/1849). https://dokume
nte.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/1849-17.pdf.

Lindner, J. (2018, 12. Okt.). Lehrermeldeportale darf der Staat nicht akzeptieren [Blog Post].
https://verfassungsblog.de/lehrermeldeportale-darf-der-staat-nicht-akzeptieren/.

Losch, B. (2019). Wie politisch darf und sollte Bildung sein? Die aktuelle Debatte um
,politische Neutralitdt‘ aus Sicht einer kritisch-emanzipatorischen politischen Bildung (S.
381-400). In Gértner, C., & Herbst, J. (Hrsg.), Kritisch-emanzipatorische Religionspdd-
agogik? Wiesbaden: Springer. https://doi.org/https://doi.org/10.1007/978-3-658-28759-
7_21.

Meyer-Wellmann, J. (2019, 19. Mirz). Behorde geht gegen Antifa Werbung an Ida Ehre Schule
vor. Hamburger Abendblatt. https://www.abendblatt.de/hamburg/article216696081/Lin
ksextremisten-betreiben-ungestoert-Propaganda-an-Schule.html.

Mittnik, P., Lauss, G., & Schmid-Heher, S. (2018). Was darf politische Bildung? Eine Han-
dreichung fiir LehrerInnen fiir den Unterricht in Politischer Bildung. https://zpb.phwien.
ac.at/wp-content/uploads/Was_darf_politische_Bildung_A4.pdf.

Moll, S. (2018, 17. Dez.). AfD greift in Lehrprojekt der Ruhr-Universitét ein. Bochumer
Stadt- und Studierendenzeitung. https://www.bszonline.de/artikel/afd-greift-lehrprojekt-
der-ruhr-universit%C3%A4t-ein.

Munzinger, P. (2018, 21. Sept.). Grundkurs Einschiichterung. Siiddeutsche Zeitung, S. 3.

Neuerer, D. (2019, 20. Sept.). Hamburger Datenschiitzer bremste bei Verbot von Lehrer
Meldeplattformen die AfD. Handelsblatt. https://www.handelsblatt.com/politik/deutsc
hland/umstrittener-spd-vorstoss-hamburger-datenschuetzer-bremst-bei-verbot-von-leh
rer-meldeplattform-der-afd/25033440.html?ticket=ST-47131701-PZaGBQIE7whPdoe
EmgXA-ap5.

Oppenhiuser, H. (2011). Das Extremismus-Konzept und die Produktion von politischer Nor-
malitdt. In Forum fiir kritische Rechtsextremismusforschung (Hrsg.), Ordnung. Macht.


https://www.zeit.de/2018/26/afd-lehrer-neutralitaetsgebot-beschwerde
https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/politik/rechtspopulismus/index.html
https://www.uni-muenster.de/NiederlandeNet/nl-wissen/politik/rechtspopulismus/nationalismus.html
https://www.kmk.org/fileadmin/Dateien/pdf/PresseUndAktuelles/2018/Beschluss_Demokratieerziehung.pdf
https://www.parlamentsdokumentation.brandenburg.de/starweb/LBB/ELVIS/parladoku/w6/gu/39.pdf
https://dokumente.landtag.rlp.de/landtag/drucksachen/1849-17.pdf
https://verfassungsblog.de/lehrermeldeportale-darf-der-staat-nicht-akzeptieren/
https://doi.org/10.1007/978-3-658-28759-7_21
https://www.abendblatt.de/hamburg/article216696081/Linksextremisten-betreiben-ungestoert-Propaganda-an-Schule.html
https://zpb.phwien.ac.at/wp-content/uploads/Was_darf_politische_Bildung_A4.pdf
https://www.bszonline.de/artikel/afd-greift-lehrprojekt-der-ruhr-universit%25C3%25A4t-ein
https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/umstrittener-spd-vorstoss-hamburger-datenschuetzer-bremst-bei-verbot-von-lehrer-meldeplattform-der-afd/25033440.html%3Fticket%3DST-47131701-PZaGBQlE7whPdoeEmqXA-ap5

Politische Neutralitat vs. politische Normativitat in der politischen Bildung 151

Extremismus (S. 35-58). Wiesbaden: Springer. https://doi.org/https://doi.org/10.1007/
978-3-531-93281-1_2.

Schaffar, W. (2019). Globalisierung des Autoritarismus. https://www.rosalux.de/fileadmin/
rls_uploads/pdfs/Studien/Studien_6-19_Globalisierung.pdf.

Schulz, S. (2018). Geschichtspolitische Deutungen und ihre Folgen fiir die Demokratie. In
Baron, P, Driicker, A., & Seng, S. (Hrsg.), Das Extremismusmodell. Uber seine Wirkungen
und Alternativen in der politischen (Jugend-)Bildung und der Jugendarbeit (S. 38-44).
Diisseldorf: IDA e.V.

Solmecke, C. (2019, 19. Sept.). Es werden politische Meinungen der Lehrer gesammelt. Wilde
Beuger Solmecke. https://www.wbs-law.de/it-und-internet-recht/datenschutzrecht/afd-pra
ngerportale-gegen-lehrer-sind-rechtswidrig-23893/.

Speit, A. (2018, 1. Nov.). Hamburger Lehrer*innen wehren sich. taz. https://taz.de/Online-
Pranger-der-AfD/!5545437/

Studt, M. (2016). Rolf Schmiederers pragmatische Wende? Zur Bedeutung des Radikalener-
lasses fiir die Geschichte der politischen Bildung in den 1970er-Jahren. In B. Widmaier &
P. Zorn (Hrsg.), Brauchen wir den Beutelsbacher Konsens? Eine Debatte der politischen
Bildung (S. 87-95). Bonn: Bundeszentrale fiir politische Bildung.

Sturm, M. (2019). Mut zur Unausgewogenheit. Uberlegungen zum Umgang mit rechtspop-
ulistischen Interventionen in die politische Bildung. Aufierschulische Bildung, (3/2019),
27-34.

Tonne, J. (2019, 23. Mai). AfD stellt Beschwerde gegen Bornas Schulleiter Staacke.
Leipziger Volkszeitung. https://www.lvz.de/Region/Borna/AfD-stellt-Beschwerde-gegen-
Bornas-Schulleiter-Staacke.

Trotz scharfer Kritik: AfD stellt ,,Denunziations-Plattform* fiir Lehrer online (2018, 11.
Okt.). SWR. https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/Baden-Wuerttemberg-
AfD-schaltet-Meldeplattform-fuer-Vorfaelle-an-Schulen-online,afd-meldeplattform-
100.html.

Waldmann, K. (2019). Kann wertfrei tiber Demokratie informiert und diskutiert werden?
Journal fiir Politische Bildung, 9(2), 26-31.

Was Juristen zum AfD Meldeportal fiir Lehrer sagen. (2018, 11. Okt.). Frankfurter Rundschau.
https://www.fr.de/politik/juristen-afd-meldeportal-lehrer-sagen-10969635.html.

Wehling, H.-G. (2016). Konsens a la Beutelsbach? Nachlese zu einem Expertengesprich.
Textdokumentation aus dem Jahr 1977. In Benedikt Widmaier & Peter Zorn (Hrsg.),
Brauchen wir den Beutelsbacher Konsens? Eine Debatte der politischen Bildung (S. 19—
27). Bonn: Bundeszentrale fiir politische Bildung.

Werner, J. (2019, 26. Sept.). Schulbehorde schreitet erneut nach AfD Hinweis ein.
Die Welt. https://www.welt.de/regionales/hamburg/article201023164/Petzportal-Schulb
ehoerde-schreitet-erneut-nach-AfD-Hinweis-ein.html.

Widmaier, B. (2017). Solite die fdGO-Formel der Kern eines Demokratiefordergesetzes sein?
https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2017/05/newsletter-10-widmaier.pdf.

Widmaier, B., & Zorn, P. (Hrsg.). (2016). Brauchen wir den Beutelsbacher Konsens? Eine
Debatte der politischen Bildung. Bonn: Bundeszentrale fiir politische Bildung.

Wieland, J. (2019). Was man sagen darf: Mythos Neutralitdt in Schule und Unterricht. (Hinter-
grundpapier zu ,,Politische Bildung in der Schule* 4/2019). Abgerufen von der Webseite
von Netzwerk Bildung der Friedrich-Ebert-Stiftung. https:/library.fes.de/pdf-files/studie
nfoerderung/15341.pdf.


https://doi.org/10.1007/978-3-531-93281-1_2
https://www.rosalux.de/fileadmin/rls_uploads/pdfs/Studien/Studien_6-19_Globalisierung.pdf
https://www.wbs-law.de/it-und-internet-recht/datenschutzrecht/afd-prangerportale-gegen-lehrer-sind-rechtswidrig-23893/
https://taz.de/Online-Pranger-der-AfD/!5545437/
https://www.lvz.de/Region/Borna/AfD-stellt-Beschwerde-gegen-Bornas-Schulleiter-Staacke
https://www.swr.de/swraktuell/baden-wuerttemberg/Baden-Wuerttemberg-AfD-schaltet-Meldeplattform-fuer-Vorfaelle-an-Schulen-online,afd-meldeplattform-100.html
https://www.fr.de/politik/juristen-afd-meldeportal-lehrer-sagen-10969635.html
https://www.welt.de/regionales/hamburg/article201023164/Petzportal-Schulbehoerde-schreitet-erneut-nach-AfD-Hinweis-ein.html
https://www.b-b-e.de/fileadmin/inhalte/aktuelles/2017/05/newsletter-10-widmaier.pdf
https://library.fes.de/pdf-files/studienfoerderung/15341.pdf

152 G.Hentges und B.L6sch

Wittig, J. (2018, 22. Okt.). Lehrer zeigen sich selbst auf Meldeplattform Neutrale Schule der
AfD an. Neue Westfilische. https://www.nw.de/nachrichten/thema/22276951_Lehrer-zei
gen-sich-selbst-auf-Meldeplattform-Neutrale-Schule-der-AfD-an.html.

Open Access Dieses Kapitel wird unter der Creative Commons Namensnennung 4.0 Interna-
tional Lizenz (http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de) veroffentlicht, welche die
Nutzung, Vervielfiltigung, Bearbeitung, Verbreitung und Wiedergabe in jeglichem Medium
und Format erlaubt, sofern Sie den/die urspriinglichen Autor(en) und die Quelle ord-
nungsgemif} nennen, einen Link zur Creative Commons Lizenz beifiigen und angeben, ob
Anderungen vorgenommen wurden.

Die in diesem Kapitel enthaltenen Bilder und sonstiges Drittmaterial unterliegen eben-
falls der genannten Creative Commons Lizenz, sofern sich aus der Abbildungslegende nichts
anderes ergibt. Sofern das betreffende Material nicht unter der genannten Creative Commons
Lizenz steht und die betreffende Handlung nicht nach gesetzlichen Vorschriften erlaubt ist, ist
fiir die oben aufgefiihrten Weiterverwendungen des Materials die Einwilligung des jeweiligen
Rechteinhabers einzuholen.


https://www.nw.de/nachrichten/thema/22276951_Lehrer-zeigen-sich-selbst-auf-Meldeplattform-Neutrale-Schule-der-AfD-an.html
http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/deed.de

	7 Politische Neutralität vs. politische Normativität in der politischen Bildung
	1 Parlamentarische Anfragen und Onlinemeldeplattformen als Mittel im Kulturkampf um die politische Bildung
	1.1 AfD und die Bezugnahme auf den Beutelsbacher Konsens
	1.2 AfD und die Onlinemeldeplattform „Neutrale Schulen“

	2 Verbote der AfD Onlineplattformen „Neutrale Schulen“
	3 Auswirkungen der AfD-Onlineplattformen – das Beispiel der Ida Ehre Schule in Hamburg
	4 Kreativer und vielfältiger Protest gegen die Onlineplattformen „Neutrale Schulen“
	5 Was sind notwendige Konsequenzen?




